
 
 
 

Nur wer sich bewegt, kommt auch voran! 
Die Werkstatt für behinderte Menschen im Umbruch 

 
3 .  A L T E R N A T I V E R  W E R K S T Ä T T E N T A G  

 
16. - 19. November 2006 in Köln 

 
Deutzer Erklärung 

 
Die Regierungsparteien CDU/CSU und SPD haben sich für ihre Arbeit das folgende Ziel 
gesetzt: „Die berufliche Integration von Menschen mit Behinderungen werden wir 
intensivieren. Wir wollen, dass mehr von ihnen die Möglichkeit haben, ausserhalb von 
Werkstätten für behinderte Menschen ihren Lebensunterhalt im allgemeinen Arbeitsmarkt 
erarbeiten zu können.“ (Koalitionsvertrag vom 11.11.2005) 
 
Aus unserer Sicht als Menschen mit Behinderung, die in Werkstätten arbeiten, ist 
dieses Ziel richtig. Damit es verwirklicht werden kann, halten wir es für erforderlich, 
dass sich Werkstätten für behinderte Menschen grundlegend verändern. Sie sind in 
ihrer heutigen Form nicht mehr zeitgemäß. Einerseits tragen sie wie alle 
Sondereinrichtungen zur Ausgrenzung von Menschen mit Behinderung bei. 
Andererseits werden Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderung benötigt, die 
nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt beschäftigt werden können oder wollen. 
Für die Übergangszeit fordern wir: 
 
1. Werkstätten müssen sich zu Integrationsbetrieben weiterentwickeln, in denen sowohl 

Menschen mit als auch ohne Behinderung einen ihren Fähigkeiten und Neigungen 
entsprechenden Arbeitsplatz finden und volle Arbeitnehmerrechte haben. Das haben 
schon die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 1. Alternativen Werkstättentages 
1988 gefordert! Die Umwandlung in Integrationsbetriebe sollte schrittweise erfolgen 
und spätestens in zehn Jahren abgeschlossen sein. Der Umwandlungsprozess 
bedarf stetiger Prüfung und Kontrolle durch unabhängige Organisationen, z.B. durch 
Selbsthilfeverbände. 

 
2. Gesetze, die eine solche Entwicklung verhindern, müssen abgeschafft werden. Dies 

sind z.B. Bestimmungen über Mindestgröße und Einzugsgebiet. Werkstätten müssen 
auch in Form von kleineren Einrichtungen betrieben werden können. Die 
Beschränkung der Aufnahme auf Personen, die in einem festgelegten 
"Einzugsgebiet" wohnen, beschneidet Wahlfreiheit und Selbstbestimmung. 

 
3. Werkstätten für behinderte Menschen neigen dazu, leistungsstarke Beschäftigte an 

sich zu binden und sie nicht auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu vermitteln. Das 
widerspricht ihrem gesetzlichen Auftrag! Danach ist es Aufgabe der Werkstätten, die 
Beschäftigten für den Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu befähigen und  
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sie auf dem Weg dorthin zu unterstützen. Sie müssen vor allem mehr Angebote an 
beruflichen Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten schaffen. Diese Angebote sollen 
sich auf solche Berufszweige beziehen, in denen noch ein Mangel an Arbeitskräften 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und damit eine begründete Aussicht auf einen 
Arbeitsplatz besteht. 

 
4. Werkstätten sollen mit den Beschäftigten besondere schriftliche Vereinbarungen über 

die Ziele der Beschäftigung abschließen. Zielvereinbarungen halten wir für besser als 
„Förderpläne“. Wenn ein/e Beschäftigte/r auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig 
werden will, dann muss das in der Vereinbarung auch festgehalten werden. Es muss 
auch aufgeschrieben werden, was die Werkstatt und was der/die Beschäftigte selbst 
tun muss, um dieses Ziel zu erreichen. Die Zielvereinbarungen müssen so 
ausgearbeitet werden, dass alle, die damit arbeiten, sie verstehen und umsetzen 
können. Alle Beteiligten müssen dazu verpflichtet sein, sich an das zu halten, was 
vereinbart wurde. Zielvereinbarungen können auch geändert oder weiterentwickelt 
werden. Änderungen dürfen aber nicht ohne die Beschäftigten vorgenommen 
werden. 

 
5. Bemühungen um einen Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt dürfen sich nicht 

nur auf diejenigen beschränken, die erst kurze Zeit im Arbeitsbereich einer Werkstatt 
tätig sind. Beschäftigte mit einem höheren Lebensalter dürfen davon nicht 
ausgeschlossen werden. Der Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt darf auch 
nicht davon abhängig gemacht werden, wie hoch der persönliche 
Unterstützungsbedarf ist. 

 
6. Die besonderen Schwierigkeiten von Frauen mit Behinderung aus den Werkstätten 

beim Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt sind zu berücksichtigen.  
 
7. Damit der Übergang von der Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt Erfolg hat 

und die Beschäftigung dort auf Dauer gesichert bleibt, brauchen die betreffenden 
Menschen in der Regel Unterstützung. Diese Unterstützung ist eine besondere 
Aufgabe von Integrationsfachdiensten. Sie müssen dabei alle gesetzlichen 
Möglichkeiten nutzen. 

 
8. Auch Werkstätten für behinderte Menschen sind Arbeitgeber. Sie sollten für andere 

Arbeitgeber ein Vorbild sein, indem sie selbst die gesetzliche Beschäftigungsquote 
erfüllen. 

 
 
Wir haben darüber hinaus grundlegende Forderungen, die für alle Menschen mit 
Behinderungen gelten, die in einer Werkstatt arbeiten: 
 
1. Artikel 3 des Grundgesetzes bestimmt: „Niemand darf wegen seiner Behinderung 

benachteiligt werden.“ Das muss auch für Menschen mit Behinderung gelten, die in 
einer Werkstatt arbeiten! 
Deshalb fordern wir, dass alle Menschen mit Behinderung, die in einer Werkstatt 
arbeiten, als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer anerkannt und ihnen die Rechte 
gewährt werden, die für alle anderen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gelten. 
Dazu gehört auch echte Mitbestimmung. Mitwirkung allein reicht nicht! 
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2. Seit 2003 sinkt das Arbeitsentgelt der Werkstattbeschäftigten. Es betrug 2004 im 

Bundesdurchschnitt 154,36 Euro im Monat. Damit arbeiten Menschen mit 
Behinderung in Werkstätten für einen Hungerlohn, der einem Taschengeld 
gleichkommt. Das ist ein Skandal! 
Deshalb fordern wir, dass alle Menschen mit Behinderung, die in einer Werkstatt 
arbeiten, einen Lohn erhalten, mit dem sie ein selbstständiges Leben finanzieren 
können, ohne auf Sozialhilfe oder andere Zuwendungen angewiesen zu sein. 

 
3. Menschen mit hohem Hilfebedarf dürfen nicht in „Fördergruppen“ innerhalb oder 

ausserhalb von Werkstätten abgedrängt werden. 
Deshalb fordern wir, dass Werkstätten Arbeitsplätze und Arbeitsangebote so 
gestalten, dass diese Menschen die Möglichkeit haben, ihre körperlichen und 
geistigen Fähigkeiten im Berufsbildungs- bzw. Arbeitsbereich sinnvoll einzusetzen. 

 
4. Auch Menschen mit Behinderung, die in einer Werkstatt arbeiten, sind durchaus in 

der Lage, ihre Interessen selbst zu vertreten! 
Deshalb fordern wir, dass die Werkstätten den Selbstvertretungsanspruch der 
Beschäftigten ernst nehmen und sich nicht zu ihren Fürsprechern aufspielen. 

 
 
Politikerinnen und Politiker müssen sich an ihren Zielen messen lassen. Von ihnen 
erwarten wir die zielstrebige Umsetzung des anfangs erwähnten Koalitions-
beschlusses und fordern: 
 
1. Bestehende Integrationsfirmen sind finanziell abzusichern. Der flächendeckende 

Ausbau an Integrationsfirmen ist voranzutreiben. 
 
2. Schaffung von gesetzlichen Voraussetzungen, unter denen die Umwandlung von 

Werkstätten in Integrationsbetriebe innerhalb eines Zeitraums von höchstens zehn 
Jahren möglich ist. 

 
3. Förderung nur noch der Werkstätten, die bereit sind, sich zu Integrationsbetrieben 

weiterzuentwickeln. 
 
4. Bereitstellung von Geldern, die für den Übergang von der Werkstatt auf den 

allgemeinen Arbeitsmarkt bestimmt sind. 
 
5. Erhöhung der Ausgleichsabgabe zur Finanzierung von Maßnahmen der beruflichen 

Eingliederung. 
 
6. Aufklärung von Arbeitgebern über Gelder und Hilfen, die sie bekommen, wenn sie 

Menschen mit Behinderung beschäftigen oder einstellen wollen. 
 
 
 
Köln, den 19. November 2006 
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